
Liebe Genossinnen und Genossen,  
liebe Freunde, 
 
Wohnen ist das zentrale Thema unserer Zeit. Seit über einem Jahr drängen wir darauf, dass 
die Baugesetzbuchnovelle ins Parlament eingebracht wird. Mit ihr sollen Baugenehmigungen 
erleichtert, Mieterinnen und Mieter geschützt und Gemeinden in ihrer Handlungsfähigkeit 
gestärkt werden. Bauminister Horst Seehofer hat nun zwei zentrale SPD-Vorhaben – Um-
wandlungsverbote und Baugebote – entgegen mehrfacher Verabredungen wieder aus dem 
Entwurf gestrichen – ein klares Foul. Damit betreibt der CSU-Minister Klientelpolitik für Spe-
kulanten und Wohnungskonzerne, die wir nicht mittragen werden. Die Umwandlung von Miet
– in Eigentumswohnungen ist zum Geschäftsmodell geworden. Das muss im Interesse der Mieterinnen und Mieter vor 
allem in angespannten Wohnungsmärkten unterbunden werden, genauso wie Spekulation im Wohnungsbau. Diese bei-
den Forderungen werden wir hart stellen. Gemeinwohl und Stadtentwicklung stehen für die SPD immer vor Rendite und 
Spekulation. 
 
Die Corona-Pandemie hat unsere bisherige Art zu leben und zu arbeiten auf den Kopf gestellt. Es hat sich auch gezeigt: 
Es geht mehr, als alle dachten. Die Anwesenheit im Büro und im Betrieb ist nicht immer erforderlich. Für die Zeit nach 
der Pandemie können sich zwei Drittel der Beschäftigten mehrere Tage pro Woche im Homeoffice gut vorstellen und 
wünschen sich einen entsprechenden Anspruch. Mehr Zeit für die Familie, weniger Stress und Stau - mit mobiler Arbeit 
kann das Leben einfacher werden. Der Vorschlag von Bundesarbeitsminister Hubertus Heil für ein Recht auf mobile Ar-
beit setzt gleichzeitig klare Regeln für Gesundheitsschutz und Arbeitnehmerinnen– und Arbeitnehmerrechte überall: im 
Betrieb, unterwegs und zu Hause. 
 
Vom EU-Sondergipfel der Staats- und Regierungschefs gab es ein klares Zeichen der Solidarität mit der belarussischen 
Opposition und den Beschluss, gegen Funktionäre um Präsident Alexander Lukaschenko Sanktionen zu verhängen. Da-
raufhin hat Lukaschenko am Wochenende ausländischen Medien die Akkreditierung entzogen – ein weiteres Eingreifen 
in die Presse- und Meinungsfreiheit des Landes. Deutschland und die EU werden auch in Zukunft an der Seite der bela-
russischen Opposition stehen und auf eine friedliche Lösung hinwirken.  
 
Gegenstand des Treffens in Brüssel war auch der Konflikt in der kaukasischen Region Bergkarabach. Die aktuellen Ereig-
nisse über den nun wieder aufflammenden Konflikt sind alarmie-
rend. Mehr als 150 Tote sind bisher den Kämpfen zum Opfer ge-
fallen – darunter zahlreiche Zivilistinnen und Zivilisten. Zudem 
scheinen dschihadistische Gruppen aus Syrien über die Türkei in 
die Region einzureisen. Eine weitere Eskalation des Konflikts 
muss verhindert werden. Die EU-Staats- und Regierungschefs 
haben deshalb dazu aufgerufen, die Kämpfe unverzüglich einzu-
stellen und sich zu einer friedlichen Beilegung des Konflikts im 
Rahmen der OSZE zu verpflichten. Eine klare Botschaft auch an 
Russland und die Türkei: Der Konflikt kann weder militärisch 
noch durch Einmischung von außen gelöst werden. 
 
Viel Spaß beim Lesen!  
Mit herzlichen Grüßen  

 

 

 

Euer Johannes  

Johannes Schraps. 

 Bundestagsabgeordneter für das 
Weserbergland. 
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Große Ausnahme während der 

Sitzungswoche des Bundestages. 

Normalerweise ist es für mich 

unmöglich während der Sit-

zungswoche in den Wahlkreis zu 

fahren. Die Termindichte lässt 

dies nur extrem selten zu. Letzte 

Woche war es mir ausnahmswei-

se einmal möglich am Mittwoch 

zur konstituierenden Sitzung des 

neuen SPD-Ortsvereins Hilsmul-

de im Delligser Festsaal in den 

Wahlkreis zu fahren und an-

schließend spätabends direkt 

wieder zurück nach Berlin, um 

am folgenden Donnerstagmor-

gen wieder im Plenarsaal des 

Bundestages an den Debatten 

teilzunehmen. Mit dem Zusam-

menschluss aller Ortsvereine hat 

die SPD im Flecken Delligsen ihre 

Kräfte gebündelt, um mit dieser 

starken Gemeinschaft im kom-

menden Jahr in die Kommunal-

wahl zu gehen. Neue Vorsitzen-

de der Genossinnen und Genos-

sen aus Ammensen, Delligsen, 

Grünenplan, Hohenbüchen, Kai-

erde und Varrigsen ist meine 

Landtagskollegin Sabine Tip-

pelt. Ihre Stellvertreter im neu-

en Vorstand sind der Grünen-

planer Ortsbürgermeister Mar-

kus Oppermann und Walter 

Nehrig. Kassiererin ist Rita 

Nienstedt und Schriftführer  

Reinhard Schmidt. Als Beisitzer 

wurden  Bjarne Allruth, Dagmar 

Denecke, Andreas Feldgiebel, 

Regina Fricke, Reinhard Justus, 

Dirk Knackstedt, Ulrike Müller, 

Heike Oppermann und Wolfgang 

Woitag in den Vorstand gewählt.  

Die Gründungsversammlung des 

Ortsvereins Hilsmulde habe ich 

genutzt, um aus Berlin aus dem 

Bundestag zu berichten und 

auch nochmal für meine erneute 

Kandidatur bei der Bundestags-

wahl 2021 zu werben. Ich freue 

mich über die große Unterstüt-

zung im Flecken Delligsen. Na-

türlich wurde auch noch der Um-

gang mit der Corona Pandemie 

und die Schulsituation im Land-

kreis Holzminden mit Blick auf 

den Oberschul-Standort Del-

ligsen und den Schulverbund mit 

Duingen diskutiert. Ein deutli-

ches Votum für eine möglichst 

wohnortnahe Beschulung war 

offensichtlich.  

FUSION DER SPD IN DELLIGSEN 

Bei einem vor Ort Besuch in 
Kirchbrak gemeinsam mit der 
Besitzerin des AMCO Geländes 
Frau Henrike Schnell und ihrem 
Sohn Dr. Claus Schnell, sowie 
dem Ortsbürgermeister Wilhelm 
Brennecke, dem SPD Ortsver-
einsvorsitzendem Achim Tim-
mermann und dem engagierten 
Bürger Günter Staeffler konnte 
ich mir einen ersten Eindruck 
des architektonischen Schatz der 
in Kirchbrak schlummert ma-
chen. Auf dem großen Gelände 
der ehemaligen AMCO Fabrik, 

gibt es eine Halle, die vom Bau-
haus Architekten Walter Gropius 
entworfen und erschaffen wor-
den ist. Das dieses Gebäude ein 
Gropius Bau ist, wurde erst im 
letzten Jahr bekannt, von Fach-
leuten wird diese Halle als 
„kleine Schwester“ des in Alfeld 
ansässigen Fagus Werkes, das als 
Weltkulturerbe bestätigt ist, be-
zeichnet. Die Beauftragung von 
Gropius zum Baus dieses Gebäu-
des fand im Jahr 1925 durch Au-
gust Müller dem damaligen Inha-
ber des Amco Unternehmens 

statt. Neben dem Gropiusbau in 
Kirchbrak gibt es nur wenige 
Bauten in Niedersachsen die 
dem Architekten zugeordnet 
werden können.  

BESUCH BEI AMCO IN KIRCHBRAK 
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VORTRAG BEI DER EUROPA-UNION HAMELN-PYRMONT  

„Wir müssen reden, über...“ hieß 
es beim Bürgerdialog der Europa 
Union Hameln-Pyrmont in den 
Räumlichkeiten der Volkshoch-
schule in Hameln. Reden über…
die EU-Sicherheitspolitik und die 
Frage: Brauchen wir eine euro-
päische Armee? Die Einladung zu 
einem kurzen Vortrag und der 
anschließenden Diskussion habe 
ich als einer der Berichterstatter 
der SPD-Fraktion im Bundestag 
natürlich herzlich gerne ange-
nommen. Umso mehr habe ich 
mich gefreut, dass die Räume 

der VHS bis auf den 
letzten Platz gefüllt 
waren und sogar 
noch eine Teilneh-
merin draußen auf 
dem Flur Platz nahm. 
Über die Frage nach 
einer europäischen 
Armee, über Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik 
und viele weitere Fragen entwi-
ckelte sich dann auch eine tolle 
Diskussion und am Ende war je-
dem Teilnehmer klar, dass die 
Eingangsfrage wohl nicht einfach 

so mit Ja oder Nein zu beantwor-
ten ist. Großer Dank an die Teil-
nehmer für die engagierte Dis-
kussion und an Reinhard 
Burdinski und Lena Specht für 
die tolle Organisation.  

PREISVERLEIHUNG DES EUROPÄISCHEN SCHÜLERWETTBEWERBS 

Als Schirmherr des Europäischen 
Wettbewerbs in strahlende Ge-
sichter schauen - was will man 
mehr. Ich bin begeistert von den 
tollen Projekten der Schülerin-
nen und Schüler aus dem Land-
kreis Hameln-Pyrmont. Norma-
lerweise findet die Preisverlei-
hung im Niedersächsischen Land-
tag statt. Aufgrund der Corona-
Situation fand sie dieses Mal in 
etwas kleinerem Rahmen im Ho-
tel Stadt Hameln statt. Umso 
wichtiger war es mir als Schirm-
herr des Wettbewerbs, die Bei-
träge der Prämierten ausführlich 
zu würdigen. Es gab wunderbare 
Beiträge zum Thema „Länder Eu-
ropas“, „Pippi Langstrumpf und 
Jim Knopf“ und „So ein Zirkus!“ 
aus der Grundschule Fischbeck, 
der Grundschule Afferde und der 
Grundschule Rohrsen. Vom Vik-
toria-Luise-Gymnasium, vom 

Schiller-
Gymnasium Ha-
meln und vom  
Albert-Einstein-
Gymnasium gab 
es ebenfalls zahl-
reiche Preisträ-
gerinnen und 
Preisträger zu 
Themen wie 
„Mein europäi-
sches Sichtfens-
ter“, „Give Peace 
a Chance“ und „Streitkultur“. 
Ganz besonders herausragend 
war die Arbeit von Ariana Mirza-
deh vom AEG, die zum Thema 
„Klima in Europa“ sogar für die 
bundesweit beste Arbeit ausge-
zeichnet wurde. Was für eine Eh-
re! Und auch Marit Heinze und 
Florian Zang gewannen für ihre 
Arbeit zu „Das gemeinsame Haus 
Europa“ vollkommen verdient 

einen Bundespreis. Persönlich 
gehören diese Termine für mich 
mit zu den allerschönsten Veran-
staltungen. Wenn man jungen 
Menschen für ihr wirklich großar-
tiges Engagement die verdiente 
Wertschätzung entgegenbringen 
kann und sie damit motiviert, 
sich weiterhin für unsere Gesell-
schaft einzubringen. Echt unbe-
zahlbar!  
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PODIUMSDISKUSSION ZUR ÖSTLICHEN PARTNERSCHAFT 

Am 6. Oktober nahm ich an einer 
Podiumsdiskussion der Berliner 
Think Tank Libmod teil. Zusam-
men mit den Vertretern der Zivil-
gesellschaft aus Georgien, Mol-
dau und der Ukraine, den Lib-
Mod-AutorInnen, meinen Bun-
destagskolleginnen– und Kolle-
gen Gunther Krichbaum und 
Renata Alt sowie dem Kollegen 
aus dem Europaparlament Ser-
gey Lagodinsky habe ich über die 
Perspektiven der Politik auf die 
Zukunft der östlichen Partner-
schaft und die Erwartungen der 

Zivilgesellschaft aus den drei As-
soziierungsländern an die Rolle 
der EU gesprochen. Ich habe 
deutlich gemacht, dass wir ein 
großes Interesse an Frieden und 
Stabilität im Umfeld der Europäi-
schen Union haben und deshalb 
eine möglichst enge Zusammen-
arbeit mit unseren Nachbarn an-
streben. Östliche Partnerschaft 
als Programm hat bereits viele 
Erfolge erzielt. Jetzt muss es in-
dividualisiert und aktuellen Zeit-
anforderungen angepasst wer-
den.  

Gemeinsam mit Dirk Heitmüller, 
SPD-Bürgermeisterkandidat für 
Einbeck und unserem Vorsitzen-
den des Sozialausschusses im 
Kreistag des Landkreis Northeim, 
Peter Traupe, habe ich das Päda-
gogisch-Therapeutische Förder-
zentrum (PTZ) der Lebenshilfe 
Einbeck besucht. Nach einem 
kurzen gemeinsamen Rundgang 
durch die Einrichtung erläuter-
ten uns die Fachbereichs-
leitungen ihre Arbeit und gaben 
uns viele Hinweise mit auf den 
Weg. Geschäftsführer Rüdiger 
Ernsting nahm sich gemeinsam 
mit der Leiterin der Tagesbil-
dungsstätte Stefanie Arndt, der 
Leiterin des Sprachheilkindergar-
tens „Plapperschlange“ Lena Sa-
lomo, der Leiterin des Ambulant 
Unterstützten Wohnens Maike 
Kettler und der Leiterin der an-
geschlossenen Physiotherapie-

Praxis Sabine Hantke viel 
Zeit um alle Fragen zum 
Arbeitsumfeld und zum 
Umgang mit der Corona-
Pandemie zu beantworten. 
Und weil die Lebenshilfe 
die Kapazitäten des PTZ 
gerne ausbauen möchte, 
konnte Dirk Heitmüller 
gleich mitnehmen, bei wel-
chen Bauanfragen er die 
Lebenshilfe als Bürgermeister 
unterstützen kann, wenn er am 
1. November in Einbeck gewählt 
würde. Ich glaube, Dirk würde 
das richtig gut machen. Das er es 
kann, hat er schon als Bürger-
meister von Salzderhelden ge-
zeigt. In dieser Funktion konnte 
ich ihn übrigens bei der Aquise 
von Fördergeldern für die Hel-
denburg Salzderhelden unter-
stützen. Für mich ein Besuch vol-
ler Eindrücke in die wirklich fas-

zinierende Arbeit der vielen un-
terschiedlichen Professionen im 
Förderzentrum in Einbeck. Und 
nebenbei hat mir eine jungen 
Dame gleich noch ein neues 
Brettspiel erklärt und wollte ih-
ren neuen Mitspieler eigentlich 
gar nicht mehr gehen lassen. Das 
hat richtig Spaß gemacht und ich 
wäre am liebsten noch ein wenig 
länger geblieben. Vielen Dank 
für die Einblicke und das mir ent-
gegen gebrachte Vertrauen!  

BESUCH DER LEBENSHILFE IN EINBECK MIT DIRK HEITMÜLLER 

Foto: Mark Feigman  
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REDE ZUM RISIKOREDUZIERUNGSGESETZ 

Am Donnerstag habe ich eine 
Rede im Deutschen Bundestag 
zum Risikoreduzierungsgesetz 
gehalten. Mit diesem Gesetz set-
zen wir die Beschlüsse des EU-
Bankenpakets aus dem vergan-
genen Jahr in nationales Recht 
um. Wir stärken die Kapital- und 
Liquiditätsanforderungen für 
Banken, damit diese in Stress-
phasen besser abgesichert sind 
und auch selbst zu dieser Absi-
cherung beitragen. Denn wenn 
es doch mal notwendig sein soll-
te, dann sollen die Kosten einer 
Bankenrettung von den Gläubi-

gern und Eigentümern einer 
Bank, sowie aus dem Bankensek-

tor selbst heraus getragen wer-
den und nicht vom Steuerzahler!  

ONLINEDISKUSSION BEI JEF (JUNGE EUROPÄISCHE FÖDERALISTEN E.V.) 

Am 6. Oktober 2020 habe ich an 
einem interaktiven Webinar der 
JEF (Junge Europäische Födera-
listen Deutschland e.V.) - teilge-
nommen. Zusammen mit mei-
nen Bundestagskolleginnen—
und Kollegen Franziska Brantner 
(Bündnis 90/Die Grünen), Philipp 
Amthor (CDU/CSU) und Konstan-
tin Kuhle (FDP) habe ich über 
laufende EU-Ratspräsidentschaft 
Deutschlands gesprochen. Wie 
kann Deutschland zu einem neu-
en europäischen Zusammenhalt 
beitragen, wie kann es gelingen, 
europäische Zusammenarbeit, 
zum Beispiel in der Asyl– und 
Migrationspolitik, zu verbes-
sern? Diese und viele andere 
Fragen haben wir intensiv disku-
tiert. Eine These die zur Diskussi-
on stand, lautete: Während der 
Pandemie haben sich National-

staaten und nationale Grenzen 
wieder stärker im Leben der 
Menschen in Europa verankert. 
Ich habe meine Meinung dazu 
klar geäußert: Es ist nämlich ge-
nau andersrum.  

Die EU hat mit ihrem Wieder-
aufbauprogramm deutlich ge-
zeigt, dass wir gerade aus den 
Krisenzeiten viel besser zusam-
men, als in einem Alleingang 
überstehen werden.  
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Regelbedarfsermittlungsgesetz  
Die Regelsätze (Arbeitslosengeld 
II, Sozialgeld usw.) in der Grund-
sicherung werden erhöht – da-
mit stellen wir sicher, dass nie-
mand abgehängt wird. Mit dem 
Regelbedarfsermittlungsgesetz 
2021 (RBEG 2021), diese Woche 
in 1. Lesung, werden die Regels-
ätze in der Grundsicherung für 
Arbeitssuchende, der Sozialhilfe 
und dem Asylbewerberleistungs-
gesetz an die tatsächlichen Le-
benshaltungskosten angepasst. 
Etwa alle fünf Jahre wird auf der 
Grundlage einer aktuellen Ein-
kommens- und Verbrauchs-
Stichprobe (EVS) die Höhe der 
Regelbedarfe neu ermittelt − das 
Bundesverfassungsgericht hat 
dieses Verfahren 2014 bestätigt.  
Auf der Grundlage der jüngsten 
EVS wurden für fünf der sechs 
Regelbedarfsstufen höhere Be-
darfe ermittelt. Besonders deut-
lich fällt die Anpassung bei den 
14- bis 17-jährigen Kindern aus: 
Sie erhalten ab Anfang kommen-
den Jahres monatlich 39 Euro 
mehr. Mit einem Plus von 28 Eu-
ro monatlich fällt die Erhöhung 
bei den unter sechsjährigen Kin-
dern auch deutlich aus. Die an-
gegebenen Beträge werden 
nochmals zum 1. Januar 2021 
entsprechend dem Mischindex 
zur Fortschreibung der Regelbe-
darfe (Preis- und Lohnentwick-
lung) erhöht.  
 

Der sogenannte Regelbedarf ist 
ein monatlicher Pauschalbetrag 
und dient zur Deckung von Aus-
gaben wie für Ernährung, Klei-
dung, Körperpflege oder Haus-
rat. Die Kosten für die Unter-
kunft und Heizung werden ge-
sondert übernommen. Die nun 
neu ermittelten Regelbedarfe 
sollen ab dem 1. Januar 2021 
gelten. Die Berechnungen orien-
tieren sich an den Verbrauchs-
ausgaben von Haushalten im un-
teren Einkommens-bereich. 
Haushalte, die ausschließlich von 
Grundsicherung oder Sozialhilfe 
leben, werden nicht miteinbezo-
gen, um Zirkelschlüsse zu ver-
meiden.  
 
Künftig werden auch Kosten für 
Mobilfunknutzung als regelbe-
darfsrelevant anerkannt, wäh-
rend dies bislang nur für eine 
Doppelflatrate für Internet und 
Festnetztelefonie galt.  
 
Änderung des Abgeordnetenge-
setzes  
Mit dem von den Koalitionsfrak-
tionen eingebrachten Gesetzent-
wurf, der in 2./3. Lesung beraten 
wird, werden – teilweise auf 
Grundlage der Empfehlungen 
der Staatengruppe gegen Kor-
ruption des Europarates 
(GRECO) - die Transparenzregeln 
für Bundestagsabgeordnete re-
formiert. Bisher können lediglich 
Verstöße gegen die Anzeige-

pflicht von anzeigepflichtigen 
Nebentätigkeiten und Nebenein-
künften mit einem Ordnungsgeld 
sanktioniert werden. Für Verstö-
ße gegen die Anzeigepflicht von 
anzeigepflichtigen Spenden oder 
gegen das Annahmeverbot von 
unzulässigen Zuwendungen oder 
Vermögenvorteilen waren Ord-
nungsgelder bisher nicht vorge-
sehen sind. Diese Regelungslü-
cke soll jetzt geschlossen wer-
den.  
 
Ordnungsgelder dürfen künftig 
auch dann verhängt werden, 
wenn Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter von Abgeordneten un-
zulässig beschäftigt sind, etwa 
im Falle des rechtswidrigen Mit-
arbeitereinsatzes im Wahlkampf 
– eine Maßnahme, die auf einen 
Beschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 19. Septem-
ber 2017 zurückgeht.  
 
Eine weitere Änderung betrifft 
die Lebensläufe von Abgeordne-
ten: Bei beruflichen oder ge-
schäftlichen Angelegenheiten 
darf eine Mitgliedschaft im Bun-
destag nicht angegeben werden. 
Um jedoch größere Lücken in 
den Lebensläufen der Abgeord-
neten zu vermeiden, soll künftig 
nur der missbräuchliche Hinweis 
unzulässig sein. Zudem soll die 
Druckversion des Amtlichen 
Handbuchs des Deutschen Bun-
destages abgeschafft werden.  

THEMENAUSBLICK BERLIN   
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SOMMERKONZERT IM STIFT FISCHBECK  

Das letzte Sommerkonzert der 

Fischbecker Orgelkonzerte 2020 

fand vor einigen Tagen im Stift 

Fischbeck statt. Ausnahmeorga-

nisten wie Prof. Stephan 

Leuthold, Prof. Tillmann Benfer, 

Ju Hyun Jung oder Kensuke 

Ohira haben in den letzten 

Wochen die Fischbecker Hille-

brand-Berner-Orgel bespielt 

und brachten im Rahmen der 

Konzertreihe sogar internatio-

nales Flair ins Weserbergland. 

Trotz aller einzuhaltenden 

Corona-Maß-nahmen war die 

Stiftskirche regelmäßig sehr gut 

besetzt und das Publikum eben-

so oft begeistert. Das gilt auch 

für mich, denn ich habe die Rei-

he genutzt, um meine Groß-

mutter endlich einmal zu einem 

Orgelkonzert auszuführen. Ne-

ben der Besuche bei Konzerten 

unterstütze ich das Stift auch als 

Mitglied im „Förderkreis Stift 

Fischbeck“. Dort freuen wir uns 

auch immer über weitere Unter-

stützer. Eine Möglichkeit für tol-

le Orgelmusik gibt es dieses Jahr 

übrigens noch. Am 6. Dezember 

kann Äbtissin Katrin Woitack 

beim Nikolauskonzert noch den 

heimischen Orgelkustos Prof. 

Hans-Christoph Becker-Foss an 

der Orgel begrüßen. Ich werde 

schauen, dass ich es wieder 

schaffe und meine Oma kommt 

dann sicher auch gerne wieder 

mit.  


